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Beratungsgegenstand

Haushaltssanierungsplan 2014 ff.

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt beschließt den Haushaltssanierungsplan 2014 ff. auf der Grundlage der in der 
Maßnahmenliste (gem. Anlage 1) fortgeschriebenen Einzelmaßnahmen (Fortschreibung des Haus-
haltssanierungsplans 2013 ff.).

Beschlüsse, die Maßnahmen betreffen, die nach den Bestimmungen des Landespersonalvertre-
tungsgesetzes / des Landesgleichstellungsgesetzes beteiligungspflichtig sind oder in ihren Konse-
quenzen werden könnten, stehen unter entsprechendem Vorbehalt.
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1 Bezug
2
3 Drucksache B/15/2400-01
4
5
6
7 Konsequenzen
8
9 a) Finanzielle

10
11     keine [ ]
12
13     ja [X]
14
15 b) Sonstige
16
17
18
19 Begründung
20
21
22 I. Ausgangslage
23
24 Mit Hilfe des Stärkungspaketes sollen überschuldete Städte in Nordrhein-Westfalen wieder hand-
25 lungsfähig werden. Das von der Landesregierung dazu eingebrachte Stärkungspaktgesetz wurde am 
26 08.12.2011 vom Landtag Nordrhein-Westfalen beschlossen und am 16.12.2011 im Gesetz- und Ver-
27 ordnungsblatt Nordrhein-Westfalen (GV. NRW. 2011 S. 662) veröffentlicht. Für überschuldete oder von 
28 Überschuldung bedrohte Kommunen stehen Konsolidierungshilfen in einem Gesamtumfang von 
29 5,85 Mrd. EUR zur Verfügung (Stufe 1 und Stufe 2). Der Sanierungsplan des Landes sieht davon für 
30 Oberhausen und andere vergleichbar akut von Überschuldung betroffene Städte (Stufe 1) eine 
31 Gesamtunterstützung bei der Haushaltskonsolidierung in Höhe von jährlich 350 Mio. EUR vor. Bis zum 
32 Jahr 2020 stehen damit für diese Kommunen insgesamt 3,5 Mrd. EUR zur Verfügung.
33
34 Im Gegenzug müssen die betroffenen Städte und Gemeinden einen klaren Sanierungskurs einschla-
35 gen. Die Teilnahme am Stärkungspakt ist zwingend. Der Haushalt der Stadt Oberhausen muss mit 
36 dem Geld aus dem Stärkungspakt innerhalb von fünf Jahren ausgeglichen sein. Spätestens bis zum 
37 Jahr 2021 muss ein Haushaltsausgleich aus eigener Kraft – also ohne weitere Landeszuschüsse – 
38 erreicht werden. § 75 Abs. 2 der Gemeindeordnung des Landes NRW (GO NRW) führt hierzu aus, 
39 dass der Haushalt dann ausgeglichen ist, wenn der Gesamtbetrag der Erträge die Höhe des Gesamt-
40 betrages der Aufwendungen erreicht oder übersteigt.
41
42 Bereits bei der Beschlussfassung des HSP 2013 ff. hat es ein Jahr nach der Beschlussfassung eine 
43 Neuberechnung der Stärkungspaktmittel gegeben, die mittlerweile durch das Gesetz zur Änderung des 
44 Stärkungspaktgesetzes vom 10.Juli 2013 bestätigt worden ist. Nach Aussage des Ministeriums für 
45 Inneres und Kommunales NRW (MIK) musste es eine Neuberechnung geben, weil finanzstatistische 
46 Daten einiger Kommunen - insbesondere im kreisfreien Raum und der Stadt Remscheid - nicht korrekt 
47 mitgeteilt bzw. aufgenommen wurden. Nachweislich war die Stadt Oberhausen weder für die statisti-
48 schen Fehler noch für die Notwendigkeit der Neuberechnung verantwortlich. Das Ergebnis hat jedoch 
49 zu einer dramatischen Reduzierung der Stärkungspaktmittel für Oberhausen geführt. Statt 65,5 Mio. 
50 EUR Landeshilfe, wie in der ersten Beschlussfassung des Gesetzes festgeschrieben, stehen Oberhau-
51 sen jetzt nur noch 52,7 Mio. EUR zur Abdeckung der strukturellen Lücke zur Verfügung. 
52

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13026&ver=8&val=13026&sg=0&menu=1&vd_back=N


Stadt
Oberhausen

Drucksache Nr.

B/15/3043-01

Termin

11.11.2013 Rat der Stadt

Drucksache Nr.: B/15/3043-01 / Seite 3 von 15

53 Nach der Neuberechnung der Stärkungspaktmittel würde die Stadt bei einer dem Gesetzesentwurf 
54 entsprechenden Umsetzung folgende Beträge bis 2021 in Mio. EUR erhalten:
55
56 Stärkungspaktmittel (Haushaltsausgleich 2016)

2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021
66,56 65,48 52,72 52,72 52,72 52,72 42,22 31,62 20,92 10,12 0

57 Tabelle: Stadt Oberhausen, Bereich 1-1 Finanzen.
58
59 Die Gesamtförderung beträgt nach der Neuberechnung nur noch 447,8 Mio. EUR statt 523,9 Mio. 
60 EUR, was zu einem Verlust von 14,5 % führt und einen Gesamtverlust von 76,1 Mio. EUR an Stär-
61 kungspaktmitteln bedeutet. Im Vergleich mit allen Stärkungspaktkommunen büßt Oberhausen damit 
62 nach der Neuberechnung den größten Betrag ein.  Folglich erhält Oberhausen auch im Verhältnis zur 
63 ausgewiesenen strukturellen Lücke die prozentual geringste Unterstützung durch den Stärkungspakt 
64 (vgl. Bericht an die Bezirksregierung vom 27.06.2013 / hier: Seite 10).  
65
66 Die drastische Ausweitung der strukturellen Lücke in der Gesamtheit der Stärkungspaktkommunen 
67 bleibt trotz diverser Erklärungsversuche von Seiten der Landesregierung unverständlich. Die Umset-
68 zung der Haushaltssanierungspläne ist bereits mit erheblichen Risiken behaftet, welche auch bereits 
69 mehrfach aufgezeigt wurden. Mit einer Unsicherheit bei den Mitteln des Landes zum Stärkungspakt 
70 konnte allerdings nicht gerechnet werden. 
71
72 Die Auswirkungen dieses immensen Verlustes auf die Ergebnisplanentwicklung sind gravierend.  Die 
73 nachfolgende Grafik stellt die Verschlechterung der Ergebnisse eindeutig dar. Ein Haushaltsausgleich 
74 ist in den Jahren 2016 und 2021 – wie im Stärkungspaktgesetz vorgesehen – nicht mehr möglich. 
75

76
77
78 Graphik: „Ergebnisplanentwicklung nach der Neuberechnung der Stärkungspaktmittel“, Dezernat 1, Finanzen, 
79 Kultur
80
81 Die Bezirksregierung hat bereits mit ihrer Verfügung zur Genehmigung des HSP 2013 vom 08.05.2013 
82 darauf hingewiesen, dass die Mittel für 2013 nur ausgezahlt werden können, wenn im Laufe des Jah-
83 res eine Kompensation der ausgefallenen Mittel im HSP dargestellt werden kann. Auf der Grundlage 
84 der Vorgaben der Bezirksregierung, dass eine Verschiebung des Haushaltsausgleiches mit Hilfe von 
85 Landesmitteln bis zum Jahr 2017 erfolgen muss und die Stärkungspaktmittel im Jahr 2013 lediglich 
86 52,7 Mio. EUR betragen, ist eine Änderung des HSP 2013 erforderlich. Mit der Bezirksregierung konnte 
87 Einvernehmen erzielt werden, dass eine genehmigungsfähige Darstellung ausreicht, um auch die Mittel 
88 für 2013 ausgezahlt zu bekommen. Gleichzeitig wurde vereinbart, dass dies in einem gemeinsamen 
89 Beratungsgang mit dem HSP 2014 erfolgen soll.
90
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91 Die Landesregierung hat in der Begründung zum Entwurf zum Stärkungspaktgesetz darauf aufmerk-
92 sam gemacht, dass mit Kommunen, deren Rahmenbedingungen sich unverschuldet verändert haben, 
93 individuelle Vereinbarungen getroffen werden können, die dazu führen, dass vom verabredeten Zeit-
94 plan abgewichen wird. Der Verlust der Stärkungspaktmittel ist eindeutig eine drastische Verschlechte-
95 rung der Rahmenbedingungen, für die die Stadt Oberhausen nachweislich nicht verantwortlich ist. 
96 Auch der Ausführungserlass des MIK vom 27.03.2012 (hier: Punkt 1), stellt die Möglichkeit des Akzep-
97 tierens von Abweichungen bei den zeitlichen Vorgaben in Ausnahmefällen dar. 
98
99 Auf dieser Grundlage hat die Stadt Oberhausen vorgeschlagen den Haushaltsausgleich mit den gerin-

100 geren Stärkungspaktmitteln um 2 Jahre aufzuschieben, so dass der Ausgleich mit Landeshilfe erst im 
101 Jahr 2018 erfolgen würde. Dies wurde seitens der Bezirksregierung Düsseldorf – aufgrund der Rah-
102 menvorgabe des MIK – abgelehnt. Es wurde deutlich gemacht, dass aufgrund von verminderten 
103 Zuweisungen aus dem Stärkungspakt der Konsolidierungszeitraum zum Haushaltsausgleich mit 
104 Landesmitteln in voller Höhe maximal um ein Jahr – auf 2017 – verlängert werden kann. 
105
106
107
108 II. Auswirkungen des Stärkungspaktes auf den Haushalt
109
110 Durch die Verschiebung des Termins für den Haushaltsausgleich auf das Jahr 2017 reduzieren sich die 
111 Stärkungspaktmittel um nahezu 50 Millionen EUR im Förderzeitraum bis 2021. Der jährliche Verlust 
112 von 12,7 Mio. EUR belastet den Haushalt in 2014 und auch in den Folgejahren. Erst ab 2017 pendeln 
113 sich die Stärkungspaktmittel wieder in der Höhe der ursprünglichen Fördermittel ein. Der Verlust der 
114 Fördermittel hat zwei strukturelle Auswirkungen. Zum einen erhöht sich die Gesamtverschuldung in der 
115 Größenordnung der ausgefallenen Stärkungspaktmittel und zum anderen kommt es zu einer struktu-
116 rellen Belastung durch die Zinsen in einer Größenordnung von ca. 2 Mio. EUR. 
117  
118 Stärkungspaktmittel mit 1 Jahr Aufschub (Haushaltsausgleich 2017)

Jahr 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021
Stärkungspaktmittel 52,72 52,72 52,72 52,72 52,72 39,34 26,08 12,95 0

119 Tabelle: Stadt Oberhausen, Dezernat 1
120
121 Bereits für den Ausgleich im Jahr 2018 hat die Stadt Oberhausen der Bezirksregierung Maßnahmen 
122 vorgeschlagen, um einen genehmigungsfähigen HSP vorzulegen. Die Maßnahmen 268-271 (siehe 
123 Anlage 1) sind mit der Bezirksregierung besprochen worden und als geeignet für den HSP 2014 (vor-
124 behaltlich der abschließenden Überprüfung im Rahmen des Genehmigungsverfahrens) bewertet wor-
125 den. Das Konsolidierungspotenzial der Maßnahmen reicht aber nicht aus, um den Haushaltsausgleich 
126 in 2017 mit den reduzierten Stärkungspaktmitteln zu erreichen und den Ausgleich ab 2021 aus eigener 
127 Kraft. Deshalb schlägt die Verwaltung vor, die Maßnahme Nr. 153  „Erhöhung der Grundsteuer“ um 
128 eine weitere Erhöhung des Hebesatzes in 2017 um 30 auf 670 Punkte zu ergänzen.
129
130 Durch die Maßnahmenliste aus dem HSP 2012, den zusätzlichen Maßnahmen 268 -271 und der 
131 Ergänzung in der Maßnahme 153 kann das Ergebnis soweit verbessert werden, dass folgende Ergeb-
132 nisplanentwicklung dargestellt werden kann: 
133
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134
135 Graphik: Dezernat 1: Ergebnisplanentwicklung 2013-2021, siehe Anlage 4
136
137
138 Die Unterstützung durch den Stärkungspakt Stufe 1 ermöglicht die Aufstellung eines Haushaltssanie-
139 rungsplanes mit erheblichen Einspar- und Einnahmesteigerungen, der den Haushaltsausgleich möglich 
140 macht. Der HSP 2014 weist den Haushaltsausgleich für das Jahr 2017 aus und prognostiziert einen 
141 ausgeglichenen Haushalt bis 2021.
142
143 Durch die Zuschüsse des Stärkungspaktgesetzes wird die Neuverschuldung im Vergleich zu den Jah-
144 ren vor Beschluss des Stärkungspaktgesetzes drastisch reduziert. War in den Planungen der Vorjahre 
145 davon auszugehen, dass die Gesamtverschuldung gegen Ende 2012 auf über 2 Mrd. EUR anwachsen 
146 würde, so sieht die Planung im Rahmen des HSP 2014 ein Überschreiten dieser Marke bis zum Ende 
147 des Betrachtungszeitraums nicht mehr vor.
148
149 Der Stärkungspakt hat im Zeitverlauf eine positive Entwicklung bei der Verschuldung in Oberhausen 
150 bewirkt. Seit 2011 hat der Anstieg der Liquiditätskredite und der Pro-Kopf-Verschuldung drastisch 
151 abgenommen und damit konnte die Verschuldungsdynamik gestoppt werden. Lag der durchschnittliche 
152 Anstieg der Pro-Kopf-Verschuldung in den Jahren 2000 bis 2010 bei 10,0%, so liegt er in den Jahren 
153 2011 bis 2014 bei 1,7%. Dies ist ausdrücklich dem Stärkungspakt des Landes und den umfassenden 
154 Sparbemühungen der Stadt zu verdanken. 
155
156 Die Höhe der Investitionskredite konnte sogar kontinuierlich zurückgefahren werden, da die Darlehens-
157 tilgungen in den Jahresabschlüssen immer höher waren als die Neuaufnahme von Darlehen. Für die 
158 Jahre 2013 und 2014 sind Investitionskredite in Höhe von 314,3 Mio. EUR geplant.
159
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160
161 Verschuldung 2000 – 2014, Die Zahlen in 2013 und 2014 spiegeln die Planung wider. Vorherige Zahlen sind Ergebnisse. 
162 Stadt Oberhausen, Bereich 1-1 Finanzen
163
164
165 Natürlich existieren weiterhin Risiken, die den Erfolg beim Haushaltsausgleich und der Bekämpfung der 
166 Verschuldung gefährden. Insbesondere die wirtschaftliche Entwicklung und damit insbesondere die 
167 Verwirklichung der angestrebten Gewerbesteuereinnahmen sind nur schwer kalkulierbar und müssen 
168 im Rahmen des Controllings überprüft und möglicherweise einer Nachsteuerung im HSP 2015 unter-
169 zogen werden. 
170
171 Die augenblickliche Niedrigzinsphase unterstützt den Konsolidierungsprozess der Kommunen. 
172 Dennoch ist zu erwarten, dass sich diese Situation auch wieder ändert und es zu steigenden Zinsen 
173 kommt. Dieses Risiko gefährdet in besonderer Weise den Prozess der Haushaltskonsolidierung. Aber 
174 auch die Politik des Landes kann ihre eigenen Bemühungen im Rahmen des Stärkungspaktes gefähr-
175 den. Zurzeit sind sowohl Tendenzen der stärkeren Belastung der Kommunen mit zusätzlichen Auf-
176 gaben - wie der Inklusion - genauso zu beobachten, wie auch die Verschlechterungen im Gemeinde-
177 finanzierungsgesetz. Damit gefährdet die Landesregierung an anderer Stelle den gemeinsamen Weg 
178 kommunaler Haushaltskonsolidierung.
179
180 Dem gegenüber stehen aber auch Chancen zur Verbesserung der Haushaltssituation der Stadt. Sollte 
181 die Bundesregierung ihrem Versprechen nachkommen und eine Entlastung der Kommunen bei den 
182 Soziallasten umsetzen, so trägt dies enorm zu Konsolidierung bei. Bei einer solchen Entlastung wird 
183 die Verwaltung eine Reduzierung der geplanten Steuerlast für Unternehmen und Bürgerinnen und 
184 Bürger vorschlagen und in Verhandlungen mit der Kommunalaufsicht treten, um dafür eine Genehmi-
185 gung zu bekommen. Dies ist ein wichtiger Beitrag, um die Bemühungen zur wirtschaftlichen, sozialen 
186 und infrastrukturellen Entwicklung der Stadt zu unterstützen.
187
188
189 III. Personalkonsolidierungskonzept
190
191 Stellenabbau
192
193 Der mit dem HSP 2012 ff. beschlossene Abbau von 195,5 Stellen bis zum Jahr 2021 und die damit 
194 verbundene Reduzierung der Personalkosten um rd. 10 Mio. EUR wurde begonnen und wird in den 
195 kommenden Jahren konsequent fortgesetzt.
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196
197 So wird das bereits im Haushaltssanierungsplan 2012 ff. beschriebene Ziel, durch eine konsequente 
198 Aufgabenkritik mittel- bis langfristig 50% der freiwerdenden Stellen im Bereich der allgemeinen Ver-
199 waltung sowie 10% der freiwerdenden Stellen in den Spezialberufsgruppen nicht wiederbesetzen zu 
200 müssen, kontinuierlich weiterverfolgt. Bis zum 3. Quartal 2013 konnten von den oben beschriebenen 
201 Stelleneinsparungen bereits 32,8 nachhaltig umgesetzt werden. Hierunter fielen neben den in den Ein-
202 zelmaßnahmen bereits identifizierten Stellen, auch Stelleneinsparungen, die bisher nicht mit konkreten 
203 Maßnahmen in Verbindung gebracht wurden (siehe lfd. Nr. 1a der HSP-Maßnahmenliste [Anlage 1]).
204
205
206 Personalabbau
207
208 Neben dem oben beschriebenen Stellenabbau wird auch der tatsächliche Personalabbau weiter for-
209 ciert. Anhand der folgenden Darstellung ist der Personalabbau im Rahmen des HSP 2012 ff. erkenn-
210 bar. Wobei darauf hinzuweisen bleibt, dass der im HSP 2012 ff bis zum 2. Quartal 2013 insgesamt 
211 vorgesehenen Einsparung von 31,4 Stellen eine tatsächliche Personalreduzierung von 12,5 gege-
212 nübersteht, die sich bereinigt um zusätzliche Neueinstellungen auf 32 erhöht (alle Werte vollzeit-
213 verrechnet). 
214
215 Bei den für 2012/13 aufgeführten 19,5 zusätzlichen Neueinstellungen erfolgt für 5,5 Stellen (U3-Förde-
216 rung, BuT-Paket und Immissionsschutzbehörde) eine unmittelbare Refinanzierung der Personalkosten. 
217 Die Ausweitung der Personalstärke der Feuerwehr finanziert sich im Bereich des Rettungsdienstes aus 
218 entsprechenden Gebührenrechnungen an Dritte.
219

220
221 Personalabbau 2012 bis 2021 (Quelle: Bereich 4-1; Personal- und Organisationsbericht 2. Quartal 2013)
222
223
224 Der bis zum Jahr 2021 beschriebene Personalabbau kann nur realisiert werden, wenn neben organi-
225 satorischen Maßnahmen wie Zentralisierung oder Abbau von Parallelstrukturen der derzeitige Auf-
226 gabenbestand und -standard konsequent und dauerhaft reduziert bzw. verändert wird. Die begonnene 
227 Aufgabenkritik muss kontinuierlich fortgeführt werden, um weitere Aufgabenfelder zu identifizieren. Bei 
228 gleichem oder sogar ausgeweitetem Aufgabenbestand (Ausnahme s. u.) ist das HSP-Ziel nicht zu 
229 erreichen.
230
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231 Natürlich werden auch zukünftig neue oder erweiterte Aufgaben eine Stellenausweitung notwendig 
232 machen, sofern diese vom Bund/Land vorgegeben bzw. durch Drittmittel refinanziert werden (siehe 
233 aktuell Ausweitung des Personalbestandes bei der Feuerwehr – Refinanzierungsmöglichkeit durch 
234 Gebührenabrechnung).
235
236 Insofern werden
237
238 > Stellen,
239 > Personalbestand,
240 > Personalkosten
241
242 einem dauerhaften Controlling unterzogen und dabei die oben beschriebenen Erfordernisse getrennt 
243 betrachtet.
244
245 Die dauerhafte Reduzierung des Personalbestandes und damit der Personalkosten erfordert eine enge 
246 Verzahnung von Personal- und Organisationsentwicklungsmaßnahmen, eine differenzierte Betrachtung 
247 von Stellen, Personal und Personalkosten und ein Controlling mit den notwendigen Handlungs-
248 empfehlungen. Die damit unweigerlich verbundenen Einschnitte stellen sicherlich eine besondere 
249 Herausforderung dar, unterstützen aber in großem Maße die Bemühungen der Stadt Oberhausen, 
250 ihren Haushalt langfristig zu sanieren.
251
252 Mit der Bezirksregierung wurde hierzu ein umfangreiches Konzept erarbeitet, welches neben dem 
253 reinen Controlling der Einzelmaßnahmen des HSP insbesondere auch ein detailliertes Umsetzungs-
254 controlling der Personalmaßnahmen gem. der lfd. Nr. 1a des HSP beinhaltet.
255
256
257
258 IV. Sachkostenkonsolidierungskonzept
259
260
261 Organisationsuntersuchung OGM GmbH
262
263 Die Leistungsverträge zwischen der Stadt Oberhausen und der OGM GmbH wurden entsprechend 
264 dem von der Firma Ernst & Young vorgelegten Gutachten überarbeitet. Der Rat der Stadt hat in seiner 
265 Sitzung am 30.09.2013 (Drucksache Nr. B/15/2892-01) den neuen Vertragswerken mit Wirkung zum 
266 01.01.2014 zugestimmt. Damit können die von der Fa. Ernst & Young beschriebenen Konsolidierungs-
267 potenziale in den einzelnen Leistungsverzeichnissen beginnend ab dem Jahr 2014 umgesetzt werden. 
268 Dies führt zu einer Reduzierung von Sachkosten in 2014 und 2015 in Höhe von 8.144 TEUR. und ab 
269 2016 fortlaufend 11.450 TEUR.
270
271 Auch hierzu wurde mit der Bezirksregierung einvernehmlich ein dezidiertes Controllingverfahren 
272 abgestimmt (siehe auch Drucksache Nr. B/15/2892-01, Anlage „Vertrag über das Immobilien-/ 
273 Flächenmanagement der Stadt Oberhausen – Teil C: Vergütung“).
274
275
276 Organisationsuntersuchung Jugend und Soziales
277
278 Die Organisationsuntersuchung der Bereich 3-2/Jugendamt und soziale Angelegenheiten, 1-4/Schule 
279 und 3-1/Kinderpädagogischer Dienst ist mittlerweile abgeschlossen.
280
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281 Als neue Organisationsstruktur empfiehlt die Firma Con_sens GmbH die Bildung zweier Bereiche
282
283 > 3-1/Jugend, Bildung
284 > 3-2/Soziales
285
286 unter dem Vorbehalt der Zustimmung der Beteiligungsgremien. Der Verwaltungsvorstand hat sich mit 
287 der Struktur des Bereichs 3-2/Soziales und allen Stellen bereits abschließend beschäftigt. Hinsichtlich 
288 der Ausgestaltung des neuen Bereichs 3-1/Jugend, Bildung sind die umfangreichen Abstimmungen 
289 noch nicht mit allen Beteiligten abgeschlossen. Fachverwaltung, Bereich 4-1/Personal und Organi-
290 sation sowie Beteiligungsgremien befinden sich in intensivem Austausch.
291
292
293 Reduzierung von Miet- und Betriebskosten
294
295 Durch raumplanerische Maßnahmen konnten seit Mitte 2011 bisher Mietausgaben in Höhe von insge-
296 samt ca. 440 TEUR. p. a. eingespart werden. Die Gesamtfläche wurde in diesem Zeitraum um knapp 
297 2.000 m² reduziert, da Verwaltungseinheiten durch Optimierung der Belegstruktur in Eigenobjekten 
298 untergebracht werden konnten.
299 Darüber hinaus wurden verschiedene energetische Sanierungsmaßnahmen an Verwaltungsgebäuden 
300 durchgeführt (z.B. Fenstersanierung Rathaus Oberhausen) die nachhaltig zu einer Einsparung von 
301 Betriebskosten führen.
302 Die auf Basis des con_sens Gutachtens empfohlenen organisatorischen Veränderungen müssen nach 
303 deren Abstimmung in naher Zukunft ebenfalls raumplanerisch umgesetzt werden und beinhalten das 
304 Potenzial für die Aufgabe weiterer Verwaltungsstandorte.
305 Die organisatorischen Änderungen beim strategischen Immobilienmanagement werden den Prozess 
306 der Kostenreduzierung weiter unterstützen.
307
308
309 Aufgabenkritik
310
311 Im Rahmen einer kontinuierlichen Organisationsentwicklung wird die Aufgabenkritik als fester 
312 Bestandteil verstärkt durchgeführt. Sie dient zur Überprüfung der wahrgenommen Aufgaben auf Effek-
313 tivität und Effizienz. Mit der Aufgabenkritik soll auf Basis der gesetzlichen Vorgaben sowie der strate-
314 gischen Zielsetzung durch die Verwaltungsführung überprüft und festgelegt werden, welche Aufgaben 
315 auch künftig (Effektivität) und in welcher Art und Weise (Effizienz) wahrgenommen werden sollen.
316
317 Die in der Erfassung des Aufgabenbestandes (Ist-Erhebung) mit den verschiedensten Facetten wie 
318 z. B. Inhalt und Zielsetzung der Aufgabe, (Rechts-)Grundlage der Aufgabe, Interesse an der Auf-
319 gabenerfüllung, finanzielle und personelle Ressourcenbindung etc. ermittelten Daten sind in einer Ist-
320 Analyse zu bewerten. Basierend auf den Ergebnissen der Ist-Analyse werden anschließend entspre-
321 chende Handlungsempfehlungen zur künftigen Aufgabenstruktur im Rahmen der Soll-Konzeption ent-
322 wickelt.
323
324 Ungeachtet der aufgaben-/bereichsbezogenen Betrachtung bei größeren Einheiten findet die Auf-
325 gabenkritik bei allen Stellenwiederbesetzungsverfahren, den durchgeführten und anstehenden Organi-
326 sationsuntersuchungen sowie im Zusammenspiel mit der überörtlichen Prüfung durch die Gemeinde-
327 prüfungsanstalt, aber auch im Rahmen von Überlegungen zur interkommunalen Zusammenarbeit 
328 regelmäßig im „Tagesgeschäft“ statt. In diesem Rahmen konnten mit Stand vom 30.09.2013 bereits 
329 13,0 Stellen identifiziert werden, die bisher nicht konkret mit Konsolidierungsmaßnahmen hinterlegt 
330 waren (siehe auch Ausführungen zu Pkt. III „Personalkostenkonsolidierungskonzept“ lfd. Nr. 1a der 
331 HSP-Maßnahmenliste).
332
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333 V. Beteiligungskonsolidierungskonzept
334
335 Die Beteiligungen der Stadt lassen sich im Hinblick auf die Haushaltssanierung grundsätzlich in drei 
336 relevante Kategorien einteilen:
337
338 > Beteiligungen, die unmittelbar oder mittelbar einen Ertrag für den Haushalt erbringen,
339 > Beteiligungen, die (bislang) für den städtischen Haushalt neutral sind sowie
340 > Beteiligungen, die städtische Zuschüsse erhalten.
341
342 Außerhalb dieser Kategorisierung ist zudem die OGM Oberhausener Gebäudemanagement GmbH 
343 (OGM) als Dienstleisterin der Stadt zu betrachten, zu der vielfältige Leistungsbeziehungen bestehen. 
344 Die OGM wurde in Abstimmung zwischen der Stadt und der Gemeindeprüfungsanstalt NRW (GPA 
345 NRW) einer gesonderten Untersuchung im Hinblick auf Konsolidierungspotenziale unterzogen. Diese 
346 Untersuchung hat die Ernst & Young Real Estate GmbH (E & Y) im Auftrag der GPA NRW durchge-
347 führt; ihre Ergebnisse sind in einem gemeinsamen Bericht der GPA NRW und E & Y vom 21.05.2012 
348 dargelegt. Zur Umsetzung der Ergebnisse des Berichtes der GPA NRW und E & Y hat die Verwaltung 
349 mit der OGM eine umfassende Neustrukturierung des Vertragswerkes verhandelt. Der neue Vertrag 
350 dient dazu, die in dem Bericht aufgezeigten Konsolidierungspotenziale ab dem 01.01.2014 zu reali-
351 sieren. 
352
353 Vor dem Hintergrund der vorstehend angesprochenen Kategorisierung werden im Beteiligungskonsoli-
354 dierungskonzept im Wesentlichen die folgenden Maßnahmearten verfolgt:
355
356
357 > Ertragsteigerungen:
358 Soweit Beteiligungen bereits in der Vergangenheit Gewinne ausgeschüttet haben, besteht das 
359 Konsolidierungsziel darin, diese Ausschüttungen zu erhöhen, um den städtischen Haushalt zu 
360 entlasten. Dies gilt zum Beispiel für die Energieversorgung Oberhausen AG, die WBO Wirt-
361 schaftsbetriebe Oberhausen GmbH. Die Beteiligungen an diesen Gesellschaften werden 
362 unmittelbar von der STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH (STOAG) gehalten. Erhöhte Aus-
363 schüttungen an die STOAG reduzieren den städtischen Finanzierungsbetrag zum ÖPNV ent-
364 sprechend.
365 Soweit Beteiligungen in der Vergangenheit keine Gewinne ausgeschüttet haben, soll künftig -im 
366 Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten- eine Gewinnausschüttung erfolgen. Beispiele hierfür 
367 sind die Stadtsparkasse Oberhausen, die ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen 
368 gGmbH und die VZS Verwaltungszentrum Sterkrade GmbH.
369
370
371 > Zuschussreduzierungen:
372 Sofern und soweit Beteiligungen städtische Zuschüsse erhalten, sollen diese durch unter-
373 schiedliche, jeweils auf die Verhältnisse der betreffenden Beteiligung abgestellte Maßnahmen 
374 reduziert werden. Beispiel hierfür ist das Theater Oberhausen (eigenbetriebsähnliche Einrich-
375 tung).
376
377
378 > Aufgabenreduzierungen bzw. die Trennung von Aufgaben:
379 In dieser Kategorie finden sich Beteiligungen, hinsichtlich derer die in den jeweiligen Beteiligun-
380 gen erfüllten öffentlichen Aufgaben einer Aufgabenkritik unterzogen werden und auf Grund 
381 dessen eine teilweise oder vollständige Einstellung der Aufgabenerfüllung bzw. die Übertragung 
382 der jeweiligen Aufgabe auf einen Dritten angestrebt wird. Beispiele hierfür sind die BFO 
383 Beschäftigungsförderung Oberhausen gGmbH und die Revierpark Vonderort GmbH.
384
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385 Hinzu treten diejenigen Maßnahmen, welche die OGM Oberhausener Gebäudemanagement GmbH 
386 (OGM) auf der Grundlage der vorstehend genannten Untersuchung der Ernst & Young Real Estate 
387 GmbH betreffen.
388
389 Die Struktur der Beteiligungen der Stadt Oberhausen sollte ursprünglich im Einvernehmen mit der GPA 
390 NRW ebenfalls im Zeitraum März/April/Mai 2012 einer externen Untersuchung unterzogen werden. 
391 Gegenstand der Untersuchung sind die Prüfung einer steuerlichen Optimierungsmöglichkeit, die Opti-
392 mierung von Prozessen und Strukturen, die Bildung einer operativen bzw. strategischen Konzern-
393 struktur. Es sind für ausgewählte Gesellschaften besondere Prüfaufträge erteilt worden, auf die jeweils 
394 bei den relevanten Beteiligungen, die in der Anlage 10 dargestellt sind, eingegangen wird.
395 Aus Zeit- und Kapazitätsgründen sowie der Durchführung einer Ausschreibung durch die GPA NRW, 
396 die mit Vergaben von Gutachten für andere Städte kollidierte, hat sich die Durchführung der Unter-
397 suchung verzögert. Der Auftrag zur Untersuchung wurde Ende September 2013 von der GPA NRW an 
398 das Beratungsunternehmen Rödl und Partner vergeben. Die Ergebnisse werden Anfang 2014 vor-
399 liegen.
400
401 Im Beteiligungskonsolidierungskonzept wird differenziert zwischen solchen Beteiligungen, hinsichtlich 
402 derer konkrete Sanierungsmaßnahmen ermittelt werden konnten und in den Haushaltssanierungsplan 
403 aufgenommen wurden (relevante Beteiligungen) und solchen, hinsichtlich derer dies nicht der Fall ist 
404 (nicht relevante Beteiligungen). In der Anlage 9 sind sämtliche Beteiligungen in zwei Gruppen -getrennt 
405 nach ihrer Relevanz im Rahmen des Haushaltssanierungsplans- aufgeführt.
406
407 In der Anlage 10 wird bezüglich der relevanten Beteiligungen der jeweilige Zuschuss bzw. die jeweilige 
408 -auch mittelbare- Abführung an den Haushalt dargestellt. Ferner erfolgt eine Kurzdarstellung des jewei-
409 ligen Sanierungsbeitrags; die Einzelheiten der die Beteiligungen betreffenden Sanierungsmaßnahmen 
410 sind den entsprechenden Maßnahmeblättern -ggf. mit Anlagen- zu entnehmen.
411
412 Bezüglich der detaillierten Darstellung aller genannten Beteiligungen wird auf die Inhalte des Beteili-
413 gungsberichts 2012 der Stadt Oberhausen verwiesen. 
414
415
416
417 VI. HSP-Maßnahmenliste
418
419 Gegenüber der letzten Berichterstattung im Rat der Stadt am 17.12.2012 (siehe Drucksache Nr. 
420 B/15/2400-01) haben sich bezüglich der Bearbeitungsstände folgende Veränderungen ergeben:
421
422 lfd. Nr. Veränderung
423
424 1a ergänzt um Einsparung von 13 Planstellen, die bis dato nicht identifiziert und im HSP 
425 beschrieben waren
426
427 5 von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’
428 6A von ‚offen’ auf ‚in Arbeit’
429 7 von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’
430 8 von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’ (1,0 Planstelle eingespart)
431 14 von ‚offen’ auf ‚in Arbeit’
432 22 von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’
433 23A von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’
434 25 von ‚offen’ auf ‚in Arbeit’
435
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436 29 Konsolidierung von 1,0 auf 9,5 Planstellen
437 30 von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’
438 31 von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’
439 33 von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’
440 38 von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’ (1,0 Stelle eingespart)
441 39 von ‚offen’ auf ‚in Arbeit’
442 43 von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’
443 53 von ‚offen’ auf ‚in Arbeit’
444 63 von ‚offen’ auf ‚in Arbeit’
445 85A von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’
446
447 90/96A > Streichung der institutionellen Förderung an Verbände von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’
448 > Offene Hilfe für ältere Menschen; Vereinbarung mit AWO und Caritas um 10 % 
449 kürzen, von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’
450
451 91 von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’
452 97 Einstellung von zwei Pflegefachkräften ist erfolgt (2 Stellen eingerichtet)
453 105 von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’ (0,5 Stelle eingespart)
454 110 von 0 auf 0,5 Stelleneinsparungen geändert
455 122 von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’ (0,5 Stelle eingespart)
456 123A von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’
457 124 von 2,0 auf 3,0 Stelleneinsparungen geändert
458 125 von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’ (1,0 Stelle eingespart)
459 146 von ‚offen’ auf ‚in Arbeit’
460 179 von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’
461 186 von ‚in Arbeit’ auf ‚erledigt’
462 193 von ‚offen’ auf ‚erledigt’
463
464 221, 222, 223, )
465 224, 225, 226, )
466 229, 231, 232, ) erledigt
467 238, 247 )
468
469
470 Fortschreibung HSP 2013 ff. / Aufstellung HSP 2014 ff.
471
472 Im Rahmen der Fortschreibung des Haushaltssanierungsplanes 2013 ff. wurden folgende Veränderun-
473 gen bzw. Ergänzungen von Einzelmaßnahmen vorgenommen:
474
475 Maßnahme Nr. 40/41A „Überprüfung der Verkehrsüberwachungsmaßnahmen“
476
477 Erhöhung der Konsolidierungsreihe ab dem Jahr 2018 um 1,0 Mio. EUR durch veränderte rechtliche 
478 Rahmenbedingungen.
479
480 Maßnahme Nr. 143 „Kulturförderabgabe“ 
481
482 Erhöhung der Konsolidierungsreihe ab dem Jahr 2017 auf 650.000 EUR.
483
484 Hier ist davon auszugehen, dass bis spätestens 2016 eine Entscheidung über die Rechtmäßigkeit der 
485 Kulturförderabgabe vorliegt, so dass diese ab 2017 in Oberhausen erhoben werden kann.
486
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487 Maßnahme Nr. 153 „Grundsteuer“
488
489 Zusätzliche Grundsteuererhöhung um 30%-Punkte ab dem Jahr 2017. Die Konsolidierungsreihe (in 
490 TEUR) wurde wie folgt geändert:
491

Jahr 2017 2018 2019 2020 2021
alt 7.646,9 € 7.670,6 € 7.694,4 € 7.718,3 € 7.742,2 €
neu 10.206,7 € 10.092,5 € 9.977,9 € 9.863,0 € 9.747,7 €
Differenz 2.559,8 € 2.421,9 € 2.283,5 € 2.144,7 € 2.005,5 €

492
493
494 Des Weiteren sind folgende zusätzliche Maßnahmen für den HSP 2014 vorgesehen
495
496
497 Maßnahme Nr. 268, Konzessionsabgaben Fernwärme
498
499 Die Verhandlungen zu den Konzessionsverträgen Fernwärme sind abgeschlossen. Mit dem 
500 01.01.2015 beginnt die Laufzeit des neuen Konzessionsvertrages. Es ist gelungen die Abgabe je Tras-
501 senkilometer um 878 EUR jährlich zu erhöhen. Die Trassenlänge beläuft sich auf 200 km. Damit ist die 
502 Mehreinnahme ab 2015 sichergestellt und die Einnahmeverbesserungen in Höhe von 175 TEUR 
503 können erzielt werden.
504
505
506 Maßnahme Nr. 269, Umrüstung der Straßenbeleuchtung auf LED
507
508 Der Förderantrag zur Umrüstung der Straßenbeleuchtung ist bewilligt (siehe Anlage 11). Damit steht 
509 der Umsetzung der Investitionsmaßnahme nichts entgegen. Die für die Maßnahme kalkulierten Ein-
510 sparbeträge in Höhe von 500 TEUR sind von der Energieversorgung Oberhausen AG (EVO AG) und 
511 der OGM GmbH nachgerechnet und bestätigt worden.
512
513
514 Maßnahme Nr. 270, Einsparungen in Höhe von 3,0 Mio. EUR ab 2019 bei der Kinder- und Jugendhilfe
515
516 Aufgrund der demografischen Entwicklung werden sich auch die Jugendhilfekosten reduzieren. Bei 
517 einem prognostizierten Rückgang der Oberhausener Bevölkerung unter 18 Jahren in Höhe von 13,5 % 
518 bis 2021 gegenüber dem Jahr 2010, wird es auch einen Rückgang der Fallzahlen, der Kosten der 
519 Kinderbetreuung und der Jugendhilfekosten geben. Mittlerweile hat die Firma Con_sens ein Gutachten 
520 vorgelegt, das diesen Ansatz bestätigt (siehe Anlage 12). 
521
522
523 Maßnahmen Nr. 271: Reduzierung der Kosten der Unterkunft (KdU)
524
525 Die Maßnahme 271 ist darauf ausgerichtet die KdU zu reduzieren und den Haushalt der Stadt entspre-
526 chend zu entlasten. Sie ist mit der Leitung der Oberhausener Jobcenter abgestimmt und wird nach 
527 Beschluss des HSP 2014 umgesetzt. 
528
529 Zurzeit (Stand: September 2013) erhalten 27.228 Leistungsberechtigte im Rahmen des SGB II einen 
530 städtischen Zuschuss zu den Kosten der Unterkunft (KdU). Der Gesamtaufwand für die KdU ist in 
531 Oberhausen für das Jahr 2013 in einer Höhe von 57.300.000,- EUR geplant und wird  auf nahezu 
532 59.000.000,- EUR in den Folgejahren prognostiziert. Da die räumliche Zusammenlegung und die orga-
533 nisatorische Abstimmung einen entsprechenden zeitlichen Vorlauf benötigen, sind die ersten Ergeb-
534 nisse spätestens in 2019 zu erwarten. 
535
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536 Mit einem gezielten Maßnahmenpaket soll die Zahl der jungen arbeitslosen SGBII-Bezieher reduziert 
537 werden. Im Alter von 15 bis 25 Jahren erhalten 3.825 Personen Leistungen nach dem SGB II und ver-
538 ursachen Kosten der Unterkunft in Höhe von ca. 8 Mio. EUR. Die Reduzierung um ein Viertel in den 
539 nächsten sieben Jahren würde eine weitere Einsparung in Höhe von 2 Mio. EUR erbringen. Wenn 
540 diese Reduzierung für die Folgejahre aufrechterhalten werden kann, so erhöht sich die Einsparung in 
541 der Zukunft durch die Auswirkung auch in den folgenden Jahrgängen. Dies gilt insbesondere, weil die 
542 Verweildauer im SGB II bei über 50% der jugendlichen Leistungsempfänger zwei Jahre und länger 
543 beträgt und damit der langfristige Bezug vielfach Realität ist. Hilfreich ist hierbei die demografische 
544 Entwicklung, die bis zum Jahr 2021 zu einer Reduzierung der Anzahl von Kindern und Jugendlichen 
545 bis zu 13,5 % führen wird.
546
547
548 Die komplette Maßnahmenliste ist als Anlage 1 beigefügt.
549
550
551
552 VII. Übersicht über die freiwilligen Leistungen
553
554 Die Übersicht über die freiwilligen Leistungen der Stadt ist der Anlage 3 zu entnehmen. Die Liste wird 
555 jährlich der Bezirksregierung Düsseldorf im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zum Haushalt vor-
556 gelegt. Sie beruht auf einer Zusammenstellung aus dem ehemals kameralen Haushalt und wird im 
557 Rahmen des NKF jeweils weitergeführt. Die in der Anlage 3 unter den laufenden Nummern 12, 18 bis 
558 20, 24, 25, 32 und 46 geführten Maßnahmen sind Bestandteil des vorliegenden Haushaltssanierungs-
559 planes.
560
561
562
563 VIII. Ergebnisplanentwicklung
564
565 Der Landtag NRW hat am 10. Juli 2013 das Gesetz zur Änderung des Stärkungspaktgesetzes 
566 beschlossen. Mit diesem Änderungsgesetz wurden die Berechnungsgrundlagen des Stärkungspakt-
567 gesetzes vom 9. Dezember 2012 geändert. Grund für die Änderung sind nach Ansicht der Landes-
568 regierung die mit Meldefehlern behafteten finanztechnischen Daten der an der Konsolidierungshilfe 
569 teilnehmenden Gemeinden. Für Oberhausen sinken dadurch die Stärkungspaktmittel von ursprünglich 
570 65,5 Mio. EUR auf jetzt neu 52,7 Mio. EUR. Dies führt zu jährlichen Mindererträgen von 12,8 Mio. EUR.
571
572 Die Stadt Oberhausen ist bei der Aufstellung des Entwurfs zum HSP 2014 davon ausgegangen, dass 
573 es möglich wird, den Konsolidierungszeitraum bis zum Jahre 2018 auszudehnen und danach erst 
574 degressiv abzuschreiben. Dies hätte zu einem Ausfall gerechnet über den gesamten Konsolidierungs-
575 zeitraum in Höhe von 24,0 Mio. EUR geführt (s. Anlage 6).
576
577 In einem Haushaltsgespräch am 26.09.2013 hat die Bezirksregierung Düsseldorf festgelegt, dass für 
578 Oberhausen der Konsolidierungszeitraum lediglich um 1 Jahr verlängert wird. Dies hat zur Folge, dass 
579 die Stärkungspaktmittel insgesamt um 50,9 Mio. EUR gekürzt werden. Dies führt zwangsläufig zu 
580 neuen Konsolidierungsmaßnahmen, die unter Punkt VI. HSP-Maßnahmenliste dargestellt sind (s. An-
581 lage 7).
582
583 Der Aufbau der Ergebnisplanung orientiert sich streng an den Vorgaben der Gemeindeordnung, 
584 berücksichtigt Orientierungsdaten und schreibt die Ergebnisse ab dem Jahr 2018 gemäß § 76 GO 
585 NRW in Anlehnung an die Berechnung des geometrischen Mittels fort.
586
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587 Als Fazit bleibt festzuhalten, dass unter Berücksichtigung der städtischen Haushaltssanierungsmaß-
588 nahmen unter Einbeziehung der zugesagten Mittel aus dem Stärkungspakt Stadtfinanzen der Haus-
589 haltsausgleich mit Hilfe des Landes im Jahre 2017 möglich ist und aus eigener Kraft im Jahr 2021 
590 erreicht wird (s. Anlage 4).
591
592
593
594 IX. Liquiditäts-/Verschuldungsentwicklung
595
596 Als Anlage 8 ist die Liquiditätsplanung des Jahres 2014 beigefügt. Zur Verschuldungsentwicklung lässt 
597 sich unter Bezug auf die Anlage 4 feststellen, dass ab dem Jahre 2017 unter Zuhilfenahme der Stär-
598 kungspaktmittel und ab 2021 aus eigener Kraft die Verschuldung zurückgeführt wird. Nach der jetzt 
599 vorliegenden Planung hat die Stadt Oberhausen im Jahre 2033 kein negatives Eigenkapital mehr.
600
601 Kassenkredite werden ab dem Jahre 2017 erstmalig zurückgeführt und weisen im Jahr 2033 noch 
602 einen Bestand von 375 Mio. EUR aus.
603
604
605
606 X. Landesgleichstellungsgesetz (LGG) / Landespersonalvertretungsgesetz (LPVG)
607
608 Im Rahmen der Umsetzung der verschiedenen Einzelmaßnahmen wird in vielen Fällen ein Beteili-
609 gungsrecht nach den Bestimmungen des LGG bzw. des LPVG ausgelöst. Einzelfallabhängig sind ver-
610 schieden starke Beteiligungsrechte einzuhalten, angefangen von der Anhörung über die Mitwirkung bis 
611 hin zur Mitbestimmung. Wie bereits im Rahmen der Ausführungen zu Punkt III. Personalkonsolidie-
612 rungskonzept beschrieben, werden im Rahmen der kontinuierlichen Abarbeitung der HSP-Maßnahmen 
613 entsprechende Beteiligungsverfahren fortlaufend durchgeführt.
614
615
616
617 Anlagen
618
619 Anlage 1 Liste der HSP-Maßnahmen 2014 ff.
620 Anlage 2.1 Schreiben des Innenministeriums aus Februar 2012 „Maßnahmen und Verfahren zur 
621 Haushaltssicherung (pdf-Datei einsehbar im Allris-Ratsinformationssystem)
622 Anlage 2.2 Erlass des Innenministeriums NRW vom 06.03.2009 „Maßnahmen und Verfahren zur 
623 Haushaltssicherung“ (pdf-Datei einsehbar im Allris-Ratsinformationssystem)
624 Anlage 3 Übersicht der freiwilligen Leistungen
625 Anlage 4 Ergebnisplanung Haushalt 2014
626 Anlage 5 Erläuterungen zur Ergebnisplanung 2014 bis 2021
627 Anlage 6 Stärkungspaktmittel (Vergleich alt/neu 2018)
628 Anlage 7 Stärkungspaktmittel (Vergleich alt/neu 2017)
629 Anlage 8 Liquiditätsentwicklung im Planungszeitraum bis 2021
630 Anlage 9 Übersicht über städtische Beteiligungen
631 Anlage 10 Erläuterungen zu den relevanten städtischen Beteiligungen
632 Anlage 11 Zuwendungsbescheid Umstellung LED
633 Anlage 12 Kurzexpertise Fa. con_sens 
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